
In der letzten Stadtverordnetenversamm-
lung standen drei Themen im Vordergrund:
1. Die Abstimmung über den Doppelhaus-
halt der Landeshauptstadt Potsdam für die
Jahre 2013/2014
2. Die Abstimmung über den Wirtschafts-
plan des Kommunalen Immobilien Service
3. Die Abstimmung über die weitere Vor-
gehensweise mit dem Langen Stall
Die restlichen Anträge bzw. Vorlagen der
Verwaltung gerieten dadurch etwas in den
Hintergrund. Die Konsensliste wurde ange-
führt von der Satzung der Tourismusabgabe
und der Städtebaulichen Erschließungssat-
zung Krampnitz. Diese Vorlagen werden in
den Fachausschüssen weiter beraten.
Die Abstimmung zum ersten Punkt verlief
relativ geräuschlos. Der Doppelhaushalt ist
nicht ausgeglichen. Der Schuldenberg der
Stadt Potsdam im Ergebnishaushalt wird
zum Ende des Doppelhaushaltes im Jahr
2014  12,4 Millionen Euro betragen. Kritisch
wird es danach mit unserem Investitions-
haushalt. Die Zuschüsse werden sinken und
das Investitionsvolumen kann nur aus
einem erwirtschafteten Überschuss des Er-
gebnishaushalts erhöht werden. Allein das
muss unser aller Ziel sein (s. a. Haushaltsre-
de des Fraktionsvorsitzenden unter
www.cdu-fraktion-potsdam.de). 
Im Vorfeld waren die einzelnen haushalts-
begleitenden Anträge der Kooperation
(CDU/ANW, SPD, FDP, Bündnis 90/Die
Grünen) im Finanzausschuss beraten und
mehrheitlich befürwortet worden. Anträge
anderer Fraktionen wurden zum Teil über-
nommen bzw. mehrheitlich abgelehnt .Die
abgelehnten Anträge scheiterten zumeist
an einer fundierten  finanziellen Deckungs-
quelle.
Vorrangig aus Sicht der Fraktion
CDU/ANW war die mehrheitlich beschlos-
sene Haushaltszusage, dass die Sportanla-
ge Kurfürstenstraße - bereits im Planjahr
2013 beginnend - komplett erneuert wird
und in den Wirtschaftsplan des KIS aufge-
nommen wird. Unser Antrag, zwei Buswar-
tehäuschen im Bereich Neues Palais aufzu-
stellen, wurde mehrheitlich durch die SPD

blockiert. Trotzdem werden wir zusammen
mit der Verwaltung und dem VIP eine Lö-
sung dafür finden. Unser Antrag zum wir-
kungsvollen Schutz der Potsdamerinnen
und Potsdamer gegen den Eichenprozessi-
onsspinner, dessen Bekämpfung von unse-
rer Kreisvorsitzenden Katharina Reiche in
der Presse schon lange angemahnt wurde,
erhielt eine große Stimmenmehrheit.
Im zweiten Punkt wurde dem vom KIS vor-
gelegten Wirtschaftsplan für 2013 - ergänzt
durch die begleitenden Haushaltsbeschlüs-
se der Kooperation - mehrheitlich zuge-
stimmt. 
Unsere Fraktion war sich nach eingehenden
Beratungen einig darüber, dass dem Wohn-
projekt „Langer Stall“ und den Überlegun-
gen zur Nutzung des Platzes Zeit gegeben
werden sollte (s. Bericht „CDU/ANW vor
Ort“, S. 3). Folglich haben wir dem Antrag
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zur
Bildung eines Workshops „Langer Stall“ zu-
gestimmt und dem Antrag damit zu einer
Mehrheit verholfen. 
Wichtige Beschlüsse betrafen die Fortfüh-
rung eines Lehrer-Vertretungsfonds (FDP),
um Ausfallstunden zu kompensieren, worin
wir eigentlich eine Aufgabe des Landes
sehen. Ein interessanter Antrag zur Neuge-
staltung des ÖPNV, d. h. ticketfreier Nah-
verkehr, wurde bei Stimmengleichheit ab-
gelehnt. Er wird uns aber in Zukunft mit gro-
ßer Sicherheit weiter beschäftigen. Viel Zeit
kostete unnötigerweise die Auseinander-
setzung über die von der SPD und der Frak-
tion Die Linken eingebrachten Anträge über
eine Zusammenarbeit von Polizei und Ord-
nungsamt. Statt die Anträge in die zustän-
digen Ausschüsse zu überweisen, wurden
sie gleich abgestimmt und mit Mehrheit an-
genommen. Unsere Fraktion ist hierbei der
Auffassung, dass die hoheitlichen Aufgaben
bei der Polizei verbleiben müssen. 
Zum Schluss wurde mit großer Mehrheit
der Kooperation die Straßen- bzw. Platzbe-
nennung nach dem Schriftsteller, Antifa-
schisten und SED-Funktionär Otto Wiesner
zu Recht abgelehnt. Die Fraktion „Die
Linke“ hatte den Vorschlag eingebracht.

Tourismusabgabe - Nein
Parkeintritt - Ja

Am 8. Mai wurde
den Stadtverord-
neten die Satzung
zur Tourismusab-
gabe vorgestellt
und gleichzeitig
an die Fachaus-
schüsse überwie-
sen.

In eingehenden Gesprächen innerhalb
der Fraktion sowie mit Vertretern der be-
troffenen Unternehmen hat die
CDU/ANW-Fraktion ihre ablehnende
Haltung zur Tourismusabgabe deutlich
gemacht. Unserer Auffassung nach gibt
es keinen Zusammenhang zwischen den
Aufgaben der Schlösserstiftung und ei-
nem Pflichtbeitrag der Landeshauptstadt
Potsdam für diese Aufgaben. 
Bei der Berechnung der Tourismusab-
gabe für einzelne Unternehmen wurde
zum Beispiel von der Kreishandwerker-
schaft nachgewiesen, dass diese Satzung
teilweise zu sehr großen Ungerechtig-
keiten führt. Unternehmen, gleich wel-
cher Art, die außerhalb der Stadt Pots-
dam angesiedelt sind, werden nicht
erfasst. Ein Fleischermeister aus dem
Umland kann mit seinem Verkaufswagen
in Potsdam seine Waren an Touristen ver-
kaufen und zahlt keine Tourismusabgabe.
Das ist nur ein Beispiel. Noch ungerech-
ter wird es, wenn Aufträge von der Stadt
an externe Unternehmen erteilt werden,
die dann zwar profitieren – unter Um-
ständen auch vom Tourismus – aber
keine Abgabe zahlen müssen. Die Pots-
damer Unternehmen werden die Touris-
musabgabe in ihre Preiskalkulation ein-
beziehen und damit auch die Potsdamer
Kunden belasten. Der Unternehmer von
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Die Landeshaupt-
stadt Potsdam ist
eine der wenigen
wachsenden Städte
in ganz Deutsch-
land. Da liegen
Fluch und Segen
dicht beieinander.
Wir freuen uns da-

rüber, dass unsere Stadt attraktiv ist und
viele Menschen deshalb hierher ziehen
wollen. Für weiteren Zuzug müssen aber
auch die Voraussetzungen geschaffen
werden, damit unsere Stadt weiterhin at-
traktiv bleibt. Neben Wohnungsbau bedarf
aber auch gerade die Infrastruktur erheb-
licher Investitionen, z.B. in Kindertagesein-
richtungen, Schulen und in die Verkehrs-
infrastruktur.
Bei einer Bürgerversammlung am 04. Mai
2013 in Neu Fahrland gab es viele Stim-
men gegen das von der Stadtverwaltung
beabsichtigte Entwicklungsgebiet Kramp-
nitz. In der Diskussion zeigte sich aber,
dass es zu einem Wohnungsbau in den
Grenzen der ehemaligen Kaserne Kramp-
nitz und dem Erhalt der denkmalge-

schützten Bausubstanz keine grundsätz-
lich gegenteiligen Meinungen gab. Drin-
gend erforderlich ist aber eine Verbesse-
rung der Verkehrsinfrastruktur, die im Üb-
rigen auch bereits ohne ein Entwicklungs-
gebiet Kaserne Krampnitz dringend not-
wendig ist. 
Gegner einer Ortsumgehung weisen
immer darauf hin, dass es sich hier über-
wiegend um Ziel- und Quellverkehr han-
delt und deshalb eine Umgehung keinen
Sinn macht. Ziel- und Quellverkehr für die
Stadt Potsdam ist auf der B2 für Neu Fahr-
land zum größten Teil aber Durchgangsver-
kehr wie es auch in anderen OT der Fall ist.
Meiner Meinung nach wird es keine Lösung
geben durch bessere Radwege oder bessere
Umstiegsmöglichkeiten zum ÖPNV oder
durch Pförtnerampeln oder eine nicht fi-
nanzierbare Straßenbahn oder eine in
eine Gesamtlösung eingebundene Orts-
umgehung. Eine Lösung des Verkehrspro-
blems wird es nur durch ein Bündel von
Maßnahmen bei Gleichberechtigung aller
Verkehrsteilnehmer geben. Eine stärkere
Nutzung des ÖPNV ist wünschenswert.
Sie kann aber nicht durch Druck auf die

Autofahrer erreicht werden, sondern be-
darf einer Steigerung der Attraktivität des
ÖPNV. Da eine Erweiterung von Potsdam
im Süden nicht mehr möglich ist, braucht
Potsdam ein anderes Entwicklungsgebiet.
Besser als dies auf der grünen Wiese zu
entwickeln, ist die Nutzung der brachlie-
genden Fläche der ehemaligen Kaserne
Krampnitz.
Potsdams Norden wird dieses Entwick-
lungsgebiet in den Grenzen der Kaserne
vertragen. Eine Militärbrache wird einer
sinnvollen Nutzung zugeführt, Denkmale
werden erhalten und Altlasten saniert.
Eine Erweiterung des Gebietes mag aus
Sicht der Finanzierung der Maßnahmen
sinnvoll sein, darf aber nicht gegen berech-
tigte Interessen der Landeigentümer erfol-
gen. Wenn hier eine einvernehmliche Lö-
sung möglich ist - und nur dann - sollte
eine Erweiterung erfolgen. Zwingende Vo-
raussetzung für die Umsetzung dieser
Maßnahme ist nach unserer Auffassung,
dass auch in die Verkehrsinfrastruktur in-
vestiert wird. Dafür werden wir uns als
CDU/ANW-Fraktion einsetzen.

Klaus Rietz

Der Antrag 13/SVV/0263 „Angebot an
Wohnraum für Studierende erweitern“
wurde in den Hauptausschuss überwie-
sen.
Zu dem Antrag „Bekämpfung des Eichen-
prozessionsspinners“ hat die Stadtverord-
netenversammlung folgendes beschlos-
sen: „Der Oberbürgermeister wird beauf-
tragt, für eine konsequente und umfassen-
de Bekämpfung des Eichenprozessions-
spinners in der Landeshauptstadt Potsdam
Sorge zu tragen. Die Bekämpfung muss an
die örtlichen Gegebenheiten angepasst
werden und sollte an den Waldrandstrei-
fen und in den großen Parkanlagen auch
aus der Luft durch den Einsatz von Chemi-

kalien (Dipel ES) erfolgen. Sämtliche Mög-
lichkeiten, die der Gesetzgeber geschaffen
hat, sind hierbei zu nutzen. Der Stadtver-
ordnetenversammlung ist über das Ergeb-
nis der Bekämpfung des Eichenprozessi-
onsspinners im III. Quartal 2013 zu berich-
ten.“
Ein weiterer Antrag, der die Verkehrssi-
cherheit in Potsdam erhöhen soll –
13/SVV/0208 „Spiegel an Ampelmasten“ –
wurde im Ausschuss für Klima, Ordnung,
Umweltschutz und ländliche Entwicklung
beraten. Ein geänderter Beschlusstext
wurde mit Stimmenmehrheit angenommen
und der Antrag in einen Prüfauftrag umge-
wandelt. Der neue Beschlusstext lautet:  

„Der Oberbürgermeister wird beauftragt,
das Pilotprojekt der Stadt Münster, für die
zusätzliche Sicherheit von Radfahrern und
Fußgängern, an Kreuzungen Spiegel an
den Ampelmasten anzubringen, die Last-
wagen-, Bus- und Autofahrern einen bes-
seren Überblick über das Verkehrsgesche-
hen geben und Verkehrsteilnehmer im
toten Winkel sichtbar machen, auszuwer-
ten und eine Übertragbarkeit auf die Lan-
deshauptstadt Potsdam zu prüfen und die
Stadtverordnetenversammlung noch im
Jahr 2013 ggf. mit einem Zwischenbericht
zu informieren.“

Die Stadtverordnetenversammlung hat
gegen die Stimmen der Fraktion CDU/
ANW eine Erhöhung der Hundesteuer be-
schlossen.  Ein von mir eingebrachter An-
trag auf Beteiligung der Ortsbeiräte wurde
abgelehnt. Die erhöhte Hundesteuer soll
einen Beitrag zur Sanierung des Stadt-
haushaltes leisten, obwohl diese Steuer
eindeutig eine andere Zielsetzung hat. Der
Gesetzgeber will mit der Hundesteuer die

Anzahl der Hunde regulieren. Besteht hier
tatsächlich Handlungsbedarf?  Wir mei-
nen: Nein! 
Das Land reduziert die Zahl der Polizisten
bei gleichzeitigem Anstieg der Einbruchs-
delikte. Bekanntermaßen wirken Hunde
für viele Einbrecher abschreckend und
geben den Bürgern ein Gefühl der Sicher-
heit. Gerade im ländlichen Bereich, wo die
Polizeipräsenz sehr stark gesunken ist, ist

die Anzahl der Hunde bisher nicht so hoch,
dass man sie über zusätzliche Steuern re-
duzieren muss. Die Ablehnung einer
Mehrheit in der SVV zur Überweisung des
Antrages in die Ortsbeiräte macht wieder
einmal deutlich, welchen Stellenwert der
ländliche Raum für die Mehrheit der Stadt-
verordneten und die Stadtverwaltung  hat. 
Auch wenn es, wie bei der Hundesteuer,
ein steiniger Weg ist, wird die CDU/ANW
Fraktion weiterhin für die Interessen des
ländlichen Raumes und seiner Bürger ein-
treten. Klaus Rietz

Braucht Potsdam ein Entwicklungsgebiet Krampnitz? 

Höhere Hundesteuer verfehlt ihr Ziel

Entscheidungen über Anträge der CDU/ANW:



Fraktion CDU/ANW vor Ort 

Ab sofort informieren wir Sie an dieser
Stelle über unsere Fraktionsarbeit „vor
Ort“. Im Mittelpunkt stehen dabei
unter anderem Besuche bei Vereinen,
Schulen und Institutionen.
Sie möchten uns gerne Ihre neue Kon-
zepte und Pläne  vorstellen? Melden Sie
sich bei uns; wir kommen gerne. 

Der erste Halt auf unserer Tour führte
uns zur Initiative von „Bürgern für die
Mitte“ in Potsdam: Mitteschön.
Lesen Sie die neusten Informationen von
Mitteschön zur Gestaltung der Potsda-
mer Mitte. Der Lange Stall, seine Gestal-
tung und Nutzung ist ein wichtiger und
heiß diskutierter Teil davon. Bei meinem
Gespräch mit Barbara Kuster von „Mitte-
schön“ sagte sie:
„Auf der letzten SVV wurde es deutlich:
Auch die Mehrheit der Stadtverordneten
wollte bei der geplanten Bebauung am
Standort Langer Stall nichts überstürzen.
Sie gaben diesem Standort daher Zeit –
eine kluge Entscheidung! In einem Work-
shop, an dem auch fachkundige Bürger
und Interessengruppen teilnehmen sol-
len, soll jetzt eine gute Lösung gefunden
werden. Mitteschön und die Stiftung Gar-
nisonkirche hatten schon frühzeitig eine
Stellungnahme zum B Plan abgegeben
und auf folgendes aufmerksam gemacht:
Die Lage des Grundstücks in unmittelba-
rer Nachbarschaft der Garnisonkirche
und der Plantage erfordert eine beson-
ders behutsame Bebauung, die auf ihre
historische Umgebung abgestimmt sein
muss. Langer Stall, Plantage und Garni-
sonkirche dürfen keine ästhetischen Wi-
dersprüche bilden sondern müssen einen
harmonischen Gesamteindruck hervorru-
fen. Eine individuelle Wohnbebauung auf
der Fläche des Langen Stalls würde dieser
Anforderung nicht gerecht.
Ein annähernd getreuer Wiederaufbau
des Langen Stalls mit öffentlicher Nut-
zung wäre nach unserer Auffassung die
angemessenste und damit beste Lösung.“
An dem Gespräch nahm auch der Berliner
Architekt Prof. Bernd Albers teil, der sich
für eine Nutzung als Kunsthalle aus-
sprach und seine Auffassung begründete: 
„Die Kunsthalle im Langen Stall mit dem
reaktivierten Schauportal und der neuen
Garnisonkirche könnten zusammen mit
der rekonstruierten Plantage zukünftig in
Potsdams Mitte eine Bedeutung erlan-
gen, die weit über den Ort hinaus reicht.
Dieser einmalige Raum am Stadtkanal
mit seinen angrenzenden Monumenten
wird gewissermaßen das grüne Pendant

zum Alten Markt sein können. Über die
Breite Straße wird der Ort mit Schloss
und Lustgarten verbunden und so den
Potsdamer Stadtraum ganz wesentlich
bereichern. Daher muss der Lange Stall
mit seiner signifikanten historischen
Dachform und mit einer zukunftsweisen-
den öffentlichen Nutzung den Ort prä-
gen. Nach diversen Projekten zu diesem
Ort bin ich zu der Entscheidung gelangt,
dass dieses Ziel nicht mit dem Bau eines
Wohnhauses in Einklang zu bringen ist. 
Es gilt hier die These, die stadträumliche
Dramaturgie des Ensembles mit neuem
Inhalt aber in historischer Form entste-
hen zu lassen. Auf dieser Grundlage ist
unser Projekt einer Kunsthalle entstan-
den. Der Hauskörper des Langen Stalls
bietet das einzigartige Potential für eine
Kunsthalle mit wechselnden Ausstellun-
gen. Das geschlossene große Dach stellt
dafür ideale Bedingungen her, der Unger-
Giebel formuliert den fulminanten Auf-
takt und die Plantage als zusätzlicher
Ausstellungsraum bietet hierzu den kon-
genialen Stadtraum im Einklang mit der
Garnisonkirche - im Grunde ein histori-
scher Glücksfall. Das von der Stadtver-
ordnetenversammlung beschlossene Mo-

ratorium bietet nun Zeit und Gelegenheit
diese Chance für Potsdams Innenstadt
kreativ zu nutzen und Realität werden zu
lassen!“
Das Projekt „Langer Stall“ wird uns noch
eine Weile beschäftigen. Doch gerade bei
solchen großen Projekten, an prominen-
ter Stelle ist Besonnenheit anstelle von
Schnellschüssen gefragt. 
Die Fraktion hat mit Ihrer Zustimmung
zum Antrag 13/SVV/0202, der beinhaltet,
dass in einem Workshop die architekto-
nische Figur des Langen Stalles sowie die
städtebaulichen Prämissen für das
Grundstück östlich davon geklärt werden,
bereits signalisiert, dass die von der Ver-
waltung favorisierte Wohnbebauung
nicht der Weisheit letzter Schluss sein
kann. Der mit dem Antrag gewonnene
Zeitaufschub bis zu einer endgültigen
Klärung über die weitere Gestaltung des
angesprochenen Raumes nutzt die Frak-
tion um auch andere Meinungen zu
hören und diese in ihre Entscheidungsfin-
dung mit einzubeziehen. Dafür danke ich
meinen Gesprächspartnern Barbara Kus-
ter und Prof. Bernd Albers. 

Horst Heinzel



„Nichts ist so beständig wie der Wandel.“
Was Heraklit von Ephesus vor vielen hun-
dert Jahren in schlichte Worte fasste, hat
von seiner Wahrhaftigkeit nichts einge-
büßt. In den letzten Jahrzehnten hat sich
dieser Wandel vor allem in der Kommuni-
kationstechnologie in schwindelerregen-
der Schnelligkeit vollzogen. 
Schon längst ist nicht nur der gute alte
PC, sondern auch Laptops, Ipads,
Smartphones etc. in jedes private Heim
eingezogen. Mittlerweile sind auch Kin-
der bestens oft mit allem ausgestattet,
was der Markt an Medientechnik zu bie-
ten hat. Unsere Welt ist heute und in Zu-
kunft geprägt vom Einsatz moderner In-
formations- und Kommunikationstechnik.
Daher wird die Vermittlung von Medien-
kompetenz in unserer Schullandschaft

immer wichtiger. Das führt dazu, dass die
klassischen Lehr- und Lernformen durch
umfassendes IT-ge stütztes Lernen 
ergänzt werden müssen, um einen 
modernen Unterricht gewährleisten zu
können. Die Qualität unseres Schul-, 
Bildungs- und Weiter bildungssystems
entscheidet über den individuellen Erfolg
der Schüler und Studenten. 
Daher wird die CDU/ANW-Fraktion in der
nächsten SVV einen  Antrag einbringen in
dem der Ober bürgermeister beauftragt
wird, den  Bedarf und den Einsatz digitaler
Medien in den Potsdamer Schulen in
einem Masterplan festzuschreiben und
den dafür notwendigen Zeitraum und die
Kosten zu ermitteln. Erste Ergebnisse 
sollen in der Sitzung im Dezember der
SVV vorgelegt werden. Horst Heinzel

Angesichts der bundesweit gestiegenen
Zahl an Einbruchdelikten, will die Frak-
tion CDU/ANW das Thema Sicherheit
wieder stärker in den Fokus rücken.
Daher stellt sie in der nächsten SVV
einen Antrag, nach dem der Oberbür-
germeister beauftragt wird zu prüfen,
ob und wie individuelle präventive Maß-
nahmen zur Einbruchsicherheit als ein
definierter Mindeststandard im Woh-
nungsbau bei der Antragstellung von
Bauanträgen verbindlich umgesetzt

werden können. Ein definierter Mindest-
standard im Einbruchschutz könnte we-
sentlich dazu beitragen, dass die Bürge-
rinnen und Bürger  in ihren eigenen vier
Wänden sicherer sind. Es werden heute
bereits viele Standards für den Woh-
nungsbau, zum Beispiel Wärmedäm-
mung und Schallschutz festgeschrieben.
Es sollte also möglich sein auch dem Si-
cherheitsbedürfnis der Bürgerinnen und
Bürger angemessen Rechnung zu tra-
gen. Horst Heinzel

„Es müssen auch für Golm Lösungen ge-
funden werden. Die Stadt steht hier ge-
nauso in der Pflicht wie der Betreiber“,
sagte Katherina Reiche, die Vorsitzende
des CDU-Kreisverbandes Potsdam, zur
Ankündigung des Potsdamer Oberbür-
germeisters Jann Jakobs (SPD), dass zwi-
schen der Stadt und dem Netzbetreiber
EON Edis eine Lösung zur Verlegung der
110-KV-Leitung außerhalb des Mar-
quardter Ortskerns in Aussicht gestellt
wurde.  Für den Ortsteil Golm ist sie bis-
her nicht in Sicht.
„Die Golmer Bürgerinnen und Bürger
erwarten vom OB, dass er sich für ihre
berechtigten Belange mit aller Kraft ein-
setzt.“ sagte der Vorsitzende der
CDU/ANW-Fraktion Horst Heinzel. „Die
Trasse muss in Golm umgeleitet werden.
Sie führt direkt über dichte Wohnbebau-
ung durch den Ortsteil.“ 

Die von Golm favorisierte Erdverkabe-
lung komme aus Kostengründen nicht
in Frage.
Es bestünde aber die Möglichkeit einer
Neuverlegung dieser Freileitungen
durch ein Landschaftsschutzgebiet. „Das
wurde aber bisher immer kategorisch
abgelehnt“, sagte Heinzel.
Auf der letzten Sitzung des Hauptaus-
schusses hatte Heinzel an den OB die
Frage gestellt, ob als Alternative zur der-
zeitigen Trassenführung eine Verlegung
nahe an das Landschaftsschutzgebiet
auf seine Machbarkeit geprüft worden
sei, um die Gesundheit der Golmerinnen
und Golmer zu schützen. Der OB blieb
bis heute eine Antwort schuldig. Reiche
und Heinzel fordern den OB daher auf,
„diese Variante umgehend sachlich zu
prüfen.“

�Horst Heinzel
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außerhalb wird seine Leistung preislich
ohne diese Tourismusabgabe günstiger
anbieten können, was wiederum den
Wettbewerb verzerrt.
Mit der derzeitigen Regelung ermögli-
chen alle Potsdamer den Touristen freien
Eintritt in die Parkanlagen der Schlösser-
stiftung. Die Potsdamer zahlen für eine
Leistung, welche von Touristen in An-
spruch genommen wird. Der Grundsatz
sollte aber lauten, wer eine Leistung in
Anspruch nimmt, muss dafür auch be-
zahlen.
Wir sind der Auffassung, dass der gestie-
gene Pflegebedarf der Parkanlagen eine
primäre Aufgabe der Schlösserstiftung
ist. Die Stadt Potsdam kann, muss aber
nichts  dazu beitragen. Die Schlösserstif-
tung ist aufgefordert, diese Einnahmen
von den Parkbesuchern zu erheben. Es
gibt dabei viele Möglichkeiten, den Pots-
damer Bürger diesen „Parkeintritt“ zu fai-
ren Konditionen anzubieten. Darauf
sollte der Fokus in Zukunft gerichtet sein.
Schreiben Sie uns Ihre Meinung!

Schöne neue Welt 
Einsatz digitaler Medien im Bildungswesen

Mehr Sicherheit für Potsdamer Bürger
Einbruchsicherung von Haus und Wohnung

Presseinformation
Golm braucht geänderte Trassenführung
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Palais Barberini wird 
Museum.
Hasso Plattner und Albris Lelbach sind
gemeinsam zu der Einschätzung ge-
kommen, dass ein Engagement der
Hasso Plattner Förderstiftung die ein-
malige Chance eröffnet, in zentraler
Lage ein Kustmuseum zu errichten. 
Das Palais Barberini soll mit seiner his-
torischen Fassade und historischen
Proportionen wieder aufgebaut wer-
den. Der Baubeginn ist voraussichtlich
April 2014, die Fertigstellung wird für
Ende 2016 geplant. Eröffnet wird das
Museum mit einer großen Gast-Aus-
stellung des französischen Impressio-
nismus und Expressionismus.

Anschrift:


